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Mit den vorliegenden Referentenentwürfen soll die grundlegende Reform der Fahrausbildung 

weiter vorangetrieben werden. Dies ist grundsätzlich zu begrüßen. Ebenso ist die Zielrichtung, 

die Fahrausbildung am aktuellen Stand von Wissenschaft und Forschung auszurichten und zu-

kunftsfähig zu gestalten, ausdrücklich zu unterstützen. Positiv hervorzuheben sind die Vorgabe 

wissenschaftlich fundierter Qualitätskriterien für den praktischen Fahrschulunterricht sowie die 

verbindliche Verankerung einer inhaltlich und methodisch an der Praktischen Fahrerlaubnis-

prüfung orientierten Prüfungsreifefeststellung, um unnötigen Prüfungswiederholungen entge-

genzutreten.  

Ebenfalls sachgerecht erscheint der Ansatz, den Umfang der Besonderen Ausbildungsfahrten 

künftig stärker am individuellen Ausbildungsstand des Fahrschülers bzw. der Fahrschülerin 

auszurichten. Gleichzeitig birgt der Verzicht auf angemessene Sicherheitsuntergrenzen Risiken 

– insbesondere vor dem Hintergrund der angestrebten Kostentransparenz und des zu erwarten-

den Preiswettbewerbs zwischen Fahrschulen. Umso wichtiger erscheint daher die Festlegung 

verbindlicher Mindest-Ausbildungsinhalte und belastbarer Kompetenzstandards, damit der 

Kostendruck nicht zulasten der Verkehrssicherheit wirkt. 

Positiv zu bewerten ist weiterhin die vorgesehene wissenschaftliche Begleitung der Reform. 

Gerade bei einer grundlegenden Neustrukturierung der Fahrausbildung ist eine kontinuierliche 

Evaluation unverzichtbar, um Auswirkungen auf die Ausbildungsqualität, die Verkehrssicher-

heit, die Ausbildungskosten und die Chancengerechtigkeit frühzeitig erkennen und regulato-

risch nachsteuern zu können. Vor diesem Hintergrund erscheint die vorgesehene Frist von fünf 

Jahren bis zur Vorlage der Evaluationsergebnisse allerdings deutlich zu lang; zumindest sollten 

vorherige Zwischenberichterstattungen vorgesehen werden.  

Die positiven Ansätze des Entwurfs können nur dann ihre gewünschte Wirkung entfalten, wenn 

die Reform konsequent an den Erkenntnissen der Lehr-Lernforschung und der Verkehrssicher-

heitsforschung ausgerichtet wird. In zentralen Punkten bleibt der Referentenentwurf jedoch hin-

ter diesem Anspruch zurück. Insbesondere der weitgehende Verzicht auf die Festlegung ver-

bindlicher Mindest-Ausbildungsinhalte und die unzureichende Verzahnung professioneller 
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Fahrausbildung mit der Fahrpraxis unter Anleitung werfen erhebliche fachliche und verkehrs-

sicherheitsrelevante Bedenken auf und führen zu den nachfolgenden Empfehlungen:  

1. Verbindliche Mindest-Ausbildungsinhalte festlegen 

Empfehlung: Für die Fahrausbildung sollten verbindliche Mindest-Ausbildungsinhalte vorge-

geben werden, die für eine sichere Verkehrsteilnahme zwingend anzueignen sind. Hierdurch 

sind eine effizientere Fahrausbildung und eine Vermeidung von kostenintensiven Prüfungswie-

derholungen zu erwarten. Eine alleinige Ausrichtung der Ausbildung an den nur sehr grob be-

schriebenen Prüfungsinhalten ist dabei nicht hinreichend.  

Begründung: Mit dem Referentenentwurf werden nicht nur die Lernwege flexibilisiert, sondern 

es wird auch auf verbindliche Mindest-Ausbildungsinhalte weitgehend verzichtet. Die Ausbil-

dung wird inhaltlich im Wesentlichen auf die Vermittlung prüfungsrelevanter Kenntnisse redu-

ziert. Damit fehlt die inhaltliche Grundlage, die sicherstellt, dass alle Fahrschüler und Fahr-

schülerinnen unabhängig von der von ihnen besuchten Fahrschule und unabhängig von ihrem 

gewählten Lernweg einen vergleichbaren Mindeststandard an Fahr- und Verkehrskompetenz 

erwerben können.  

Der Verzicht auf verbindliche Mindest-Ausbildungsinhalte birgt nicht nur für den theoretischen 

Wissenserwerb, sondern auch für die fahrpraktische Ausbildung erhebliche Risiken: Es bleibt 

unklar, welche Kompetenzen Fahrschüler und Fahrschülerinnen nach den vorgesehenen sechs 

Fahrstunden vor Beginn der Fahrpraxis unter Anleitung tatsächlich beherrschen müssen. Zu-

dem fehlen verlässliche Schnittstellen zwischen der professionellen Fahrausbildung und der 

Fahrpraxis unter Anleitung; Fahrpraxisanleiter bzw. Fahrpraxisanleiterinnen können sich nicht 

auf einen definierten Ausbildungsstand verlassen. Dies erschwert die Durchführung der ange-

leiteten Fahrpraxis, fördert ineffiziente Ausbildungsprozesse und birgt Risiken für die Ver-

kehrssicherheit.  

Darüber hinaus erschwert das Fehlen verbindlicher Mindest-Ausbildungsinhalte auch die wis-

senschaftliche Evaluation der unterschiedlichen Lernwege: Wenn sowohl die vermittelten In-

halte als auch die Lernformate in den Fahrschulen erheblich variieren, lassen sich Unterschiede 

in Lernerfolg oder Verkehrssicherheitswirkung kaum belastbar auf den jeweiligen Lernweg zu-

rückführen. Dies wiegt umso schwerer, als die empirische Lehr-Lernforschung gerade nicht für 

eine beliebige Flexibilisierung der Lernwege spricht. Metaanalysen (z. B. Schmid et al., 2023) 

zeigen konsistent, dass didaktisch strukturierte Blended-Learning-Konzepte höhere Lernwir-

kungen erzielen als rein digitale oder ausschließlich präsenzbasierte Lernformen. Die vorgese-

hene Möglichkeit einer weitgehend von Fahrschulen entkoppelten Vorbereitung auf die Theo-

rieprüfung erhöht zwar die Flexibilität, birgt jedoch auch das Risiko eines fragmentierten Kom-

petenzerwerbs. Gerade besonders sicherheitsrelevante Themen wie Gefahrenantizipation, Ab-

lenkung oder Selbstüberschätzung entfalten ihre präventive Wirkung zudem nicht durch reines 

Lernen von Prüfungswissen, sondern durch pädagogische Einordnung, Reflexion und die Aus-

einandersetzung mit typischen Risikosituationen. Fehlende fachliche Begleitung und fehlende 

verbindliche Mindest-Ausbildungsinhalte können ferner dazu führen, dass Wissensdefizite erst 

in der Fahrpraktischen Ausbildung sichtbar werden und dort zeit- und kostenintensiv aufgear-

beitet werden müssen. 

Insgesamt betrachtet, stellen verbindliche Mindest-Ausbildungsinhalte keine Einschränkung 

flexibler Lernformate dar, sondern deren notwendige Voraussetzung. Die diesbezüglichen für 

die Reformumsetzung erforderlichen Grundlagen liegen bereits vor, denn im Rahmen des 

OFSA-II-Projekts wurden wissenschaftlich fundierte Kompetenzrahmen entwickelt, die ohne 

zusätzlichen Entwicklungsaufwand als verbindliche Grundlage in die Reform übernommen 

werden können. Diese Mindest-Ausbildungsinhalte wurden zwischenzeitlich zudem im Rah-
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men der Weiterentwicklung der Fahrerlaubnisprüfung aufgegriffen – es liegen damit alle not-

wendigen Vorarbeiten vor, um die Ausbildung und die Prüfung in ein kohärentes Gesamtsystem 

zu überführen. Eine solche Systemkohärenz ist aus lehr-lernwissenschaftlicher Sicht von zent-

raler Bedeutung, da nachhaltiger Kompetenzerwerb nur dann wirksam unterstützt werden kann, 

wenn Ausbildung, Diagnostik und Prüfung auf gemeinsame, hinreichend konkretisierte Kom-

petenzanforderungen ausgerichtet sind. 

2. Strukturierte Einbindung der Fahrpraxisanleitung nach hinreichender Grundausbil-

dung 

Empfehlung: Zwischen der professionellen Fahrausbildung in der Fahrschule und der Fahrpra-

xis unter Anleitung sollten verbindliche fachliche Schnittstellen definiert werden. Hierzu ist 

festzulegen, welche Kompetenzen Fahrschüler und Fahrschülerinnen vor Beginn der angelei-

teten Fahrpraxis mindestens erworben haben müssen und welche Kompetenzen darauf aufbau-

end im Rahmen der angeleiteten Fahrpraxis entwickelt werden sollen. Die Fahrpraxis unter 

Anleitung sollte erst beginnen, nachdem durch eine qualitätsgesicherte Grundausbildung in der 

Fahrschule ein belastbarer Mindeststandard an Fahrkompetenz erreicht wurde. Dazu sollte der 

Mindestumfang der professionellen Grundausbildung in der Fahrschule gegenüber dem Refe-

rentenentwurf erhöht werden. Zudem sollte zwingend eine standardisierte Lernstandsbeurtei-

lung vorgesehen werden, auf deren Basis Fahrlehrer und Fahrlehrerinnen den Übergang zum 

Fahren unter Fahrpraxisanleitung freigeben können. Die verpflichtende zusätzliche Fahrausbil-

dung nach einer ersten Phase angeleiteter Fahrpraxis von 500 bis 600 Kilometern könnte dem-

gegenüber auf die Besonderen Ausbildungsfahrten konzentriert werden, wobei jeweils konkrete 

Sicherheitsuntergrenzen festgelegt werden sollten. Bei Fahrschülern und Fahrschülerinnen, die 

ihre Ausbildung ohne Fahrpraxisanleitung durchführen, sollten die Sicherheitsuntergrenzen hö-

her angesetzt werden als bei einer Ausbildung mit Fahrpraxisanleitung.  

Begründung: Der Referentenentwurf setzt allein auf quantitative Fahrpraxis, ohne jedoch die 

entscheidenden Qualitätsbedingungen des Kompetenzerwerbs hinreichend abzusichern. Fahr-

kompetenz entsteht nicht allein durch Fahrleistung, sondern durch systematische Übung, struk-

turierte Fehlerdiagnostik, fachlich fundierte Rückmeldung und die wiederholte Bewältigung 

komplexer Verkehrssituationen im Rahmen professionell gestalteter Lernprozesse. Die psycho-

logische Expertiseforschung zeigt nachdrücklich, dass auch durch umfangreiche Erfahrung 

keine automatische Vermittlungskompetenz entsteht, sondern dass diese gezielt entwickelt wer-

den muss (Ericsson, Trampe & Tesch-Römer, 1993). Fahrlehrer und Fahrlehrerinnen verfügen 

über die notwendige didaktische und pädagogische Qualifikation, komplexe und bei erfahrenen 

Fahrern und Fahrerinnen weitgehend automatisierte Handlungsabläufe, die nur begrenzt verbal 

zugänglich sind, in lernbare Teilschritte zu zerlegen und gezielt zu vermitteln. Fahrerfahrenen 

Begleitpersonen fehlt diese Vermittlungskompetenz regelmäßig (Thräne, 2003; Knowles et al., 

2016, Watson-Brown et al., 2025). 

Gerade die frühe Lernphase besitzt eine besonders sicherheitsrelevante Bedeutung, weil sich 

hier grundlegende Wahrnehmungs-, Entscheidungs- und Handlungsstrategien stabilisieren 

(Leutner, Brünken & Willmes-Lenz, 2009). Werden in dieser Phase fehlerhafte Handlungsmus-

ter aufgebaut und unzureichend korrigiert, können sich diese langfristig verfestigen. Vor diesem 

Hintergrund können in den derzeit vorgesehen sechs Fahrstunden allenfalls elementare Bedien- 

und Grundfertigkeiten vermittelt werden; es kann jedoch kein belastbarer Mindeststandard für 

eine anschließende Teilnahme am öffentlichen Straßenverkehr unter Begleitung von Fahrpra-

xisanleitern und Fahrpraxisanleiterinnen begründet werden. Modelle, die professionelle In-

struktion am Anfang reduzieren und frühzeitig auf Fahrbegleitung setzen, widersprechen zent-

ralen Erkenntnissen der Expertiseforschung. Sie verlagern Risiken aus dem geschützten Aus-

bildungsraum in den Privatbereich, in dem neben didaktischer Expertise auch unmittelbare Ein-

griffsmöglichkeiten (z. B. Doppelpedalerie) fehlen. 
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Mit Blick auf die Besonderen Ausbildungsfahrten bleibt hinzuzufügen, dass diese gezielt Fahr-

situationen mit erhöhtem Anforderungsniveau adressieren – insbesondere hohe Geschwindig-

keiten, komplexe Verkehrsinteraktionen und eingeschränkte Sichtbedingungen. Diese Konstel-

lationen sind in der Unfallforschung seit Langem als zentrale Risikofaktoren für Fahranfänger 

und Fahranfängerinnen identifiziert. Die hierfür erforderlichen Kompetenzen werden nicht 

durch einmalige Exposition erworben, sondern erfordern wiederholte Anwendung unter variie-

renden Bedingungen. Im Hinblick auf den Umfang an Besonderen Ausbildungsfahrten sollten 

daher zwingend Sicherheitsuntergrenzen vorgesehen werden, die eine solche wiederholte Ex-

position und qualifizierte Rückmeldung gewährleisten. 

3. Fazit 

Eine Reform der Fahrausbildung ist notwendig und ausdrücklich zu begrüßen. Der vorliegende 

Referentenentwurf enthält hierfür wichtige Ansätze, bleibt jedoch insbesondere bei der ver-

bindlichen Festlegung von Mindest-Ausbildungsinhalten, der didaktischen Ausgestaltung der 

Lernwege sowie der Strukturierung des Zusammenspiels von Fahrausbildung und Fahrpraxis 

unter Anleitung hinter dem aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstand zurück. 

Die im Rahmen der Fahrausbildung erworbene Fahr- und Verkehrskompetenz besitzt eine hohe 

gesamtgesellschaftliche Relevanz und beeinflusst die Verkehrssicherheit aller Verkehrsteilneh-

menden maßgeblich. Fahranfänger und Fahranfängerinnen zählen seit Jahrzehnten zu den be-

sonders unfallauffälligen Gruppen im Straßenverkehr. Unfälle verursachen dabei erhebliches 

menschliches Leid und hohe volkswirtschaftliche Schäden. Daraus ergibt sich eine besondere 

Verantwortung für die Ausgestaltung der Fahrausbildung: Verkehrssicherheit und Ausbil-

dungsqualität müssen den zentralen Maßstab der Reform bilden und dürfen nicht hinter ökono-

mischen oder politischen Zielsetzungen zurücktreten. 
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